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betreiben, daß keine Störungen oder Schäden in den Anlagen 
des Einspeisers verursacht werden.

(4) Der Einspeiser ist verpflichtet, auf Verlangen des opera­
tiven Leitungsorgans Einrichtungen zur Frequenz- und Über­
gabeleistungsregelung oder ähnliche der Steuerung und Re­
gelung u n d '  dem Schutz des Versorgungssystems dienende 
Einrichtungen einzubauen, zu betreiben und instand zu 
halten.

§36
Einspeiseeinschränkung und -Unterbrechung

(1) Der Einspeiser ist berechtigt, die Einspeisung einzu­
schränken oder zu unterbrechen, wenn

1. Arbeiten zur Instandhaltung von Hauptausrüstungen 
ausgeführt werden müssen und dazu die Einwilligung 
des zuständigen operativen Leitungsorgans erteilt ist;

2. Energieerzeugungsanlagen zeitweilig außer Betrieb ge­
setzt werden müssen, um eine akute Gefährdung von 
Menschen oder volkswirtschaftlich bedeutenden Sachwer­
ten zu beheben;

3. das zuständige operative Leitungsorgan das angewiesen 
hat.

(2) Bei Maßnahmen gemäß Abs. 1 Ziff. 2 hat der Einspeiser 
dem Energiekombinat unverzüglich den Grund und die vor­
aussichtliche Dauer mitzuteilen.

§37
Ermittlung und Abrechnung der Einspeisung

(1) Die Einspeisung ist vom Einspeiser grundsätzlich durch 
geeichte Meßmittel zu ermitteln. Für die Ermittlung der Gas­
mengen gilt der § 26 Abs. 1 Ziff. 2 oder Ziff. 3 entsprechend. 
Das Energiekombinat kann eigene Kontrollmeßeinriehtungen 
einbauen.

(2) Die eingespeiste Energiemenge ist vom Einspeiser am 
letzten Tag des Monats festzustellen. Der Einspeiser, der 
eine EDV-gerecht registrierende Energieverrechnungseinrich­
tung eingebaut hat, ist verpflichtet, zu dem vom Energiekom­
binat festgelegten Zeitpunkt die Datenträger auszuwechseln, 
die Zusatzdaten (Zählerstände der Impulsgeberzähler u. a.) 
abzulesen und in ein Kontrollbuch einzuträgen. Der Einspei­
ser, auf den das nicht zutrifft, hat die Verrechnungsmeßein­
richtungen um 22 Uhr abzulesen und die ermittelten Werte in 
ein Kontrollbuch einzutragen; die Partner dürfen die Zeit um 
höchstens 8 Stunden abweichend vereinbaren.

(3) Die Partner haben zu vereinbaren, wie die Einspeiselei­
stung zu ermitteln ist, wenn die EDV-gerecht registrierende 
Energieverrechnungseinrichtung bzw. die Verrechnungsmeß­
einrichtung versagt und Kontrollmeßergebnisse nicht vorlie­
gen. Sie haben das Verfahren zu vereinbaren, wenn die Ein­
speiseleistung ohne Messung ermittelt werden soll.

(4) Für die Befundprüfungen an den Impulsgeberzählern, 
den Energieverrechnungseinrichtungen bzw. Verrechnungs­
meßeinrichtungen gilt der § 24 Absätze 4 bis 6 entsprechend.

(5) Dem Energiekombinat ist über die ermittelte Einspei- 
süng monatlich bis zum dritten Arbeitstag des auf den Ein­
speisemonat folgenden Monats eine Rechnung zu erteilen. Sie 
ist auf Verlangen zu spezifizieren, gegebenenfalls durch zeit­
weilige Überlassung der Datenträger der EDV-gerecht regi­
strierenden Energieverrechnungseinrichtung. Im übrigen gilt 
der § 27 Abs. 2 entsprechend.

(6) Verbindlichkeiten für die aus dem öffentlichen Versor­
gungsnetz bezogene Energie und Forderungen aus Einspeisung 
dürfen nicht verrechnet werden. V.

V.
Vertrag mit dem Betreiber eines Industriekraftwerkes

§38
(1) Der Betreiber eines Industriekraftwerkes hat mit dem 

Energiekombinat eine spezielle Ergänzung zum Liefer- bzw.

Einspeisevertrag abzuschließen. Das Kontingent „Verbrauch“ 
wird nur insoweit Gegenstand des Liefer- bzw. Einspeisever­
trags, als Energie aus öffentlichen Versorgungsnetzen bezo­
gen werden soll.

(2) Der Betreiber ist verpflichtet, die planmäßige Verfüg­
barkeit der Elektroenergieerzeugungsanlagen nach Tarifzei­
ten zu sichern. Er ist weiter verpflichtet, zur Erfassung seiner 
Eigenerzeugung, Lieferung an Dritte und in öffentliche Ver­
sorgungsnetze EDV-gerecht registrierende Energieverrech­
nungseinrichtungen einzubauen, zu betreiben und instand zu 
halten, wenn das Energiekombinat seine Lieferungen an ihn 
mit gleichen Einrichtungen verrechnet.

(3) Das Energiekombinat hat die in der Ergänzung zum 
Liefer- bzw. Einspeisevertrag vereinbarte Reserveleistung 
für den Fall, daß die Elektroenergieerzeugungsanlagen des 
Betreibers ganz oder teilweise ausfallen, ständig bereitzuhal­
ten. Der Betreiber darf Reservelieferung über den verein­
barten Umfang hinaus nur mit Einwilligung des Energiekom­
binats in Anspruch nehmen.

(4) Die Ergänzung zum Liefer- bzw. Einspeisevertrag gilt 
grundsätzlich auf unbestimmte Zeit. Sie bedarf der Urkun­
denform.

(5) Der Betreiber des Industriekraftwerkes hat den Schaden 
zu ersetzen, der durch Verletzung der Pflicht des Abs. 2 ent­
steht.

- VI.
Energielieferung zwischen Energiekombinaten

§39
(1) Der Energieliefervertrag zwischen Energiekombinaten 

kommt durch übereinstimmende Angebots- und Annahme­
erklärungen zustande.

(2) Auf den Vertrag sind im übrigen die §§ 33 bis 37 ent­
sprechend anzuwenden. Ist das Energiekombinat für den Be­
trieb seiner Energieerzeugungsanlagen Abnehmer von Gas, 
sind auch die §§ 24 bis 26 entsprechend anzuwenden.

VII.
Materielle Verantwortlichkeit 

Allgemeine Bestimmungen

§40
Verantwortlichkeit des Energielieferers

(1) Der Energielieferer ist für die Nichterfüllung oder nicht 
gehörige Erfüllung des Energieliefer- bzw. Energieeinspeise­
vertrages verantwortlich.

(2) Die Verantwortlichkeit des Energiekombinats ist insbe­
sondere ausgeschlossen, wenn die Nichterfüllung oder nicht 
gehörige Erfüllung des Energieliefervertrages dadurch verur­
sacht wird, daß

1. der Verbrauch die mit den Jahresbilanzen, insbesondere 
Staatsplanbilanzen, ausgewiesenen Lieferkapazitäten des 
Versorgungssystems überschreitet;

2. die öffentlichen Versorgungsnetze überlastet sind, so­
weit das Energiekombinat seine Pflicht zur Instandhal­
tung und Rekonstruktion der Versorgungsnetze erfüllt 
hat.

§41
Umfang der Schadenersatzpflicht des Energielieferers

(1) Der Energielieferer hat den unmittelbaren Sachschaden, 
den Gesundheitsschaden oder Schaden infolge Todes einer 
Person zu ersetzen, den er durch Liefer- bzw. Einspeiseein­
schränkungen oder' -Unterbrechung, Frequenz- oder Span­
nungsabweichungen bei Elektroenergie oder Güteverletzung 
bei Gas und Wärmeenergie verursacht. Daraus entstehender 
sonstiger Vermögensschaden ist zu ersetzen, soweit die Ab­
sätze 2 bis 4 keine Beschränkungen enthalten.


